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404. Kundmachung des Bundeskanzlers vom
17. September 1985 betreffend den Geltungs-
bereich des Übereinkommens zur Befreiung
ausländischer öffentlicher Urkunden von der

Beglaubigung

Nach Mitteilung des Ministeriums für Auswär-
tige Angelegenheiten der Niederlande hat das Ver-
einigte Königreich von Großbritannien und Nord-
irland die Liste der Behörden, die zur Ausstellung
der Apostille nach Art. 3 erster Absatz des Überein-
kommens zur Befreiung ausländischer öffentlicher
Urkunden von der Beglaubigung (BGBl.
Nr. 27/1968, letzte Kundmachung des Geltungsbe-
reiches BGBl. Nr. 247/1985) zuständig sind, wie
folgt geändert: Hiemit wird die gemäß Artikel 6
Absatz 2 am 3. Mai 1985 durch den Gouverneur
von Hongkong erfolgte Bestimmung des „Deputy
Secretary (Administration) Administrative Services
and Information Branch" — Stellvertretender
Sekretär (Verwaltung), Verwaltungsdienste und
Informationsabteilung — als zuständige Behörde
für die Ausstellung der in Artikel 3 erster Absatz
des oberwähnten Übereinkommens vorgesehenen

Unterzeichnungsbestätigung (Apostille) notifiziert.
Die Bestimmung des „Deputy Director (Councils
and Administrative Branch)" — Stellvertretender
Direktor, Rats- und Verwaltungsabteilung —
wurde mit gleichem Datum aufgehoben.

Sinowatz

4 0 5 . Kundmachung des Bundeskanzlers vom
23. September 1985 betreffend die Kündigung
des Übereinkommens zwischen den EFTA-

Ländern und Spanien

Nach Mitteilung des Schwedischen Außenmini-
steriums hat Spanien das Übereinkommen zwi-
schen den EFTA-Ländern und Spanien (BGBl.
Nr. 245/1980) mit Wirksamkeit vom 31. Dezember
1985 gekündigt. Das Übereinkommen tritt daher
gemäß seinem Artikel 27 Absatz 2 mit 31. Dezem-
ber 1985 außer Kraft.

Sinowatz

406.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

A B K O M M E N

ZWISCHEN DER REPUBLIK ÖSTER-
REICH UND DEM KÖNIGREICH NOR-
WEGEN ÜBER DIE ANERKENNUNG
UND DIE VOLLSTRECKUNG VON ENT-

SCHEIDUNGEN IN ZIVILSACHEN

Die Republik Österreich und das Königreich
Norwegen,
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von dem Wunsch geleitet, in den Beziehungen
zwischen den beiden Staaten die Anerkennung und
Vollstreckung von Entscheidungen in Zivilsachen
zu sichern,

sind wie folgt übereingekommen:

I. Anwendungsbereich

Artikel 1

(1) Dieses Abkommen ist auf die in den Ver-
tragsstaaten über Rechtsverhältnisse des Zivilrechts
gefällten Entscheidungen anzuwenden.

(2) Unter „Entscheidung" sind in diesem
Abkommen jedes Urteil und jeder Beschluß eines
Gerichts zu verstehen, die den Streitgegenstand
entscheiden, auch wenn die Entscheidung in einem
strafgerichtlichen Verfahren ergangen ist. Als Ent-
scheidung im Sinn dieses Abkommens gilt auch
eine einstweilige Verfügung.

(3) Das Abkommen ist nicht anzuwenden:

a) auf Entscheidungen auf dem Gebiet des Fami-
lienrechts, des Erbrechts und auf Entschei-
dungen, in welchen über die Rechts- oder
Handlungsfähigkeit oder die gesetzliche Ver-
tretung einer natürlichen Person als Haupt-
frage abgesprochen wird;

b) auf Entscheidungen über die Bildung, das
Bestehen oder die Auflösung einer juristi-
schen Person oder Handelsgesellschaft, über
ihre Satzungen oder über die Befugnisse ihrer
Organe;

c) auf Entscheidungen in einem Konkursverfah-
ren, einem Ausgleichsverfahren oder einem
gleichartigen Verfahren sowie auf im Zusam-
menhang mit solchen Verfahren ergangene
Entscheidungen über die Wirksamkeit von
Rechtshandlungen eines Schuldners;

d) auf Entscheidungen über die Haftung für
nukleare Schäden;

e) auf Entscheidungen über die Wirksamkeit
oder die Auslegung arbeitsrechtlicher Kollek-
tivverträge und Betriebsvereinbarungen.

(4) Dieses Abkommen ist auf Entscheidungen in
Unterhaltssachen einschließlich solcher des norwe-
gischen Justizministeriums oder eines Landeshaupt-
manns (fylkesmann) und auf Entscheidungen von
Gerichten und Verwaltungsbehörden auf Rückzah-
lung von Unterhaltsvorschüssen anzuwenden. Auf
Bruchteilstitel nach § 10 a der österreichischen
Exekutionsordnung ist es jedoch nicht anzuwen-
den.

Artikel 2
Ein Beschluß eines Gerichtes in einer Zivilsache,

auf die dieses Abkommen anzuwenden ist, und der
den Ersatz der Prozeßkosten an die Gegenpartei
oder das Entgelt eines Zeugen oder eines Sachver-
ständigen betrifft, ist einer Entscheidung gleichge-
stellt.
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II. Anerkennung

Voraussetzungen

Artikel 3

(1) Die von einem Gericht eines Vertragsstaates
(Entscheidungsstaat) gefällte Entscheidung wird in
dem anderen Vertragsstaat (ersuchter Staat) aner-
kannt, wenn

a) das Gericht, das die Entscheidung gefällt hat,
gemäß den Bestimmungen der Artikel 6 bis 9
zuständig war und

b) die Entscheidung nach dem Recht des Ent-
scheidungsstaates rechtskräftig ist.

(2) Die Anerkennung kann nur aus den in den
Artikeln 4 und 5 genannten Gründen versagt wer-
den.

Versagungsgründe

Artikel 4

Die Anerkennung einer in einem Vertragsstaat
gefällten Entscheidung kann versagt werden:

a) wenn sie der öffentlichen Ordnung des
ersuchten Staates widerspricht;

b) wenn ein Verfahren wegen desselben Gegen-
standes zwischen denselben Parteien vor
einem Gericht des ersuchten Staates anhängig
ist und dieses Gericht zuerst angerufen
wurde;

c) wenn eine rechtskräftige Entscheidung über
denselben Gegenstand zwischen denselben
Parteien im ersuchten Staat ergangen ist;

d) wenn eine Entscheidung über denselben
Gegenstand zwischen denselben Parteien in
einem dritten Staat ergangen ist und diese
Entscheidung im ersuchten Staat auf Grund
einer zwischenstaatlichen Übereinkunft
anzuerkennen ist;

e) wenn die Entscheidung gegen einen Beklag-
ten ergangen ist, der sich auf das Verfahren
nicht eingelassen hat, und das der Einleitung
des Verfahrens dienende Schriftstück dem
Beklagten nicht gemäß dem Gesetz des Ent-
scheidungsstaates zugestellt worden ist oder
der Beklagte vom Verfahren nicht zeitgerecht
Kenntnis erhalten hat, um sich zu verteidigen.

Artikel 5
Die Anerkennung einer Entscheidung kann über-

dies versagt werden, wenn das Gericht, das die Ent-
scheidung gefällt hat, hiefür bei der Beurteilung
eines familien- oder erbrechtlichen Verhältnisses,
der Rechts- oder Handlungsfähigkeit, der gesetzli-
chen Vertretung oder der Todeserklärung einer
natürlichen Person ein anderes Recht angewandt
hat, als nach den Regeln des internationalen Privat-
rechts des ersuchten Staates anzuwenden gewesen
wäre, und wenn das Gericht, das die Entscheidung
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gefällt hat, dadurch zu einem anderen Ergebnis
gelangt ist. Gleiches gilt für die Beurteilung des
Bestehens, der Rechts- oder Handlungsfähigkeit
einer juristischen Person oder Handelsgesellschaft
oder der Befugnisse ihrer Organe, sofern die juristi-
sche Person oder Handelsgesellschaft ihren Sitz
oder ihre Hauptniederlassung im ersuchten Staat
hat.

Zuständigkeit

Artikel 6

Die Zuständigkeit der Gerichte des Entschei-
dungsstaates wird im Sinne dieses Abkommens
anerkannt:

a) wenn der Beklagte zur Zeit der Einleitung des
Verfahrens in dem Entscheidungsstaat seinen
Wohnsitz oder seinen gewöhnlichen Aufent-
halt oder, im Fall einer juristischen Person
oder Handelsgesellschaft, seinen Sitz oder
seine Hauptniederlassung hatte;

b) wenn der Beklagte in dem Entscheidungsstaat
eine geschäftliche Niederlassung oder Zweig-
niederlassung hatte und er für Ansprüche aus
dem Betrieb dieser Niederlassung oder
Zweigniederlassung belangt worden ist;

c) wenn die Klage von der Partei, gegen welche
die Entscheidung geltend gemacht wird, vor
dem Gericht des Entscheidungsstaates erho-
ben worden war, es sei denn, daß die Zustän-
digkeit der Gerichte des Entscheidungsstaates
wegen des Gegenstandes der Klage nicht
durch eine Vereinbarung hätte begründet
werden können;

d) wenn mit der Klage Ansprüche wegen
Tötung, Verletzung des Körpers oder der
Gesundheit oder wegen des Verlustes oder
der Beschädigung einer Sache geltend
gemacht worden sind und die schädigende
Handlung in dem Entscheidungsstaat began-
gen wurde;

e) wenn die Klage auf eine unerlaubte Hand-
lung im Geschäftsverkehr oder auf die Verlet-
zung eines Immaterialgüterrechtes begründet
worden ist und die Handlung in dem Ent-
scheidungsstaat begangen wurde;

f) wenn mit der Klage ein Recht an einer unbe-
weglichen Sache oder ein Anspruch aus einem
Recht an einer solchen Sache geltend
gemacht worden ist und die unbewegliche
Sache in dem Entscheidungsstaat belegen ist.

Artikel 7

Die Zuständigkeit der Gerichte des Entschei-
dungsstaates wird im Sinne dieses Abkommens fer-
ner anerkannt:

a) wenn der Beklagte sich der Zuständigkeit der
Gerichte des Entscheidungsstaates entweder
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durch eine schriftlich geschlossene Vereinba-
rung oder durch eine mündlich getroffene
Vereinbarung, die innerhalb angemessener
Frist schriftlich bestätigt worden ist, für Strei-
tigkeiten aus einem bestimmten Rechtsver-
hältnis unterworfen hatte, es sei denn, daß
eine solche Vereinbarung wegen des Gegen-
standes, den sie betrifft, nach dem Recht des
ersuchten Staates unzulässig ist;

b) wenn der Beklagte sich vor dem Gericht des
Entscheidungsstaates auf das Verfahren zur
Hauptsache eingelassen hatte, ohne die
Unzuständigkeit des Gerichtes geltend zu
machen, es sei denn, daß die Zuständigkeit
der Gerichte des Entscheidungsstaates wegen
des Gegenstandes der Klage nicht durch eine
Vereinbarung hätte begründet werden kön-
nen; als eine solche Einlassung ist es insbeson-
dere nicht anzusehen, wenn der Beklagte vor
der Verhandlung zur Hauptsache erklärt hat,
daß er sich auf das Verfahren nur im Hinblick
auf das in dem Entscheidungsstaat gelegene
Vermögen einlasse.

Artikel 8

Die Zuständigkeit der Gerichte des Entschei-
dungsstaates wird im Sinne dieses Abkommens
auch anerkannt, wenn es sich um eine Widerklage
gehandelt hat, bei der der Gegenanspruch mit der
im Prozeß erhobenen Klage oder mit einem vorge-
brachten Verteidigungsmittel im Zusammenhang
stand, und wenn für die Gerichte des Entschei-
dungsstaates eine Zuständigkeit im Sinne dieses
Abkommens zur Entscheidung über die im Haupt-
prozeß erhobene Klage anzuerkennen wäre.

Artikel 9

Die Zuständigkeit der Gerichte des Entschei-
dungsstaates wird jedoch nicht anerkannt, wenn
nach dem Recht des ersuchten Staates dessen
Gerichte für die Klage, die zu der Entscheidung
geführt hat, ausschließlich zuständig sind. Das glei-
che gilt, wenn im ersuchten Staat die ausschließli-
che Zuständigkeit der Gerichte eines dritten Staates
oder eines Schiedsgerichtes anerkannt werden
muß.

Umfang der Prüfung

Artikel 10

(1) Eine Entscheidung, deren Anerkennung
beantragt wird, darf nur daraufhin geprüft werden,
ob die in den vorangehenden Artikeln enthaltenen
Erfordernisse erfüllt sind. Darüber hinaus darf die
Entscheidung nicht nachgeprüft werden.

(2) Das Gericht des ersuchten Staates, bei dem
die Anerkennung der Entscheidung beantragt wird,
ist bei Prüfung der Zuständigkeit des Gerichtes des
Entscheidungsstaates gemäß diesem Abkommen an
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Feststellungen von Tatsachen gebunden, auf wel-
che dieses Gericht seine Zuständigkeit gegründet
hat. Dies gilt nicht, wenn sich der Beklagte auf das
Verfahren im Entscheidungsstaat nicht eingelassen
hatte, außer es wurde ihm nach den Feststellungen
des Gerichtes das das Verfahren einleitende
Schriftstück dort zu eigenen Handen zugestellt.

III. Streitanhängigkeit

Artikel 11

(1) Die Gerichte eines Vertragsstaates haben, je
nach den Vorschriften ihres innerstaatlichen Rech-
tes, einen Antrag entweder zurückzuweisen oder
die Entscheidung aufzuschieben, wenn ein gleicher,
auf denselben Rechtsanspruch gestützter Antrag
zwischen denselben Parteien schon vor einem
Gericht des anderen Vertragsstaates anhängig ist
und darüber eine gemäß diesem Abkommen
anzuerkennende Entscheidung gefällt werden
kann.

(2) Die Anhängigkeit eines Verfahrens vor einem
Gericht des einen Vertragsstaates hindert jedoch
nicht die Erlassung vorläufiger oder sichernder
Maßnahmen durch die Gerichte des anderen Ver-
tragsstaates.

IV. Vollstreckung

Voraussetzungen

Artikel 12

(1) Jede von einem Gericht eines Vertragsstaates
gefällte Entscheidung, die in dem Entscheidungs-
staat vollstreckbar ist, ist in dem anderen Vertrags-
staat auf Antrag zu vollstrecken, wenn die Erfor-
dernisse für ihre Anerkennung erfüllt sind.

(2) Auf Grund noch nicht rechtskräftiger, in dem
Entscheidungsstaat jedoch vollstreckbarer Ent-
scheidungen, die auf Zahlung eines Geldbetrages
lauten, ist im ersuchten Staat die Exekution zur
Sicherstellung (avsetning) durchzuführen.

Verfahren

Artikel 13

Das zuständige Gericht des ersuchten Staates hat
die Vollstreckung zu bewilligen und den Vollzug
zu veranlassen.

Artikel 14

Das Verfahren zur Bewilligung der Exekution
und die Durchführung der Zwangsvollstreckung
richten sich, vorbehaltlich der Bestimmungen dieses
Abkommens, nach dem Recht des ersuchten Staa-
tes.
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Vorzulegende Schriftstücke

Artikel 15

(1) Die Partei, welche die Vollstreckung bean-
tragt, hat die Entscheidung im Original oder in
einer von der zuständigen Behörde ausgefertigten
Abschrift, den Nachweis der Rechtskraft und Voll-
streckbarkeit sowie im Fall einer Versäumnisent-
scheidung eine mit der Bestätigung der Richtigkeit
versehene Abschrift der Ladung oder ein anderes
zur Feststellung der ordnungsgemäßen Ladung des
Beklagten geeignetes Schriftstück vorzulegen.

(2) Die in Österreich vorzulegenden Urkunden
müssen in deutscher Sprache abgefaßt oder mit
einer Übersetzung in diese Sprache versehen sein.
Die in Norwegen vorzulegenden Urkunden müssen
in norwegischer Sprache abgefaßt oder mit einer
Übersetzung in diese Sprache versehen sein. Die
Richtigkeit der Übersetzung muß von einer hiezu
in einem der beiden Vertragsstaaten befugten Per-
son bestätigt sein.

(3) Die gemäß diesem Abkommen vorzulegen-
den Urkunden sind von Beglaubigungen und
gleichartigen Förmlichkeiten befreit.

Vollstreckbare Urkunden

Artikel 16

(1) Die in Österreich errichteten und vollstreck-
baren Notariatsakte werden in Norwegen voll-
streckt, wenn der Vollstreckung die öffentliche
Ordnung nicht entgegensteht.

(2) Folgende in Norwegen errichteten und voll-
streckbaren Urkunden werden in Österreich voll-
streckt, wenn der Vollstreckung die öffentliche
Ordnung nicht entgegensteht:

a) Schuldscheine (gjeldsbrev), die auf Zahlung
einer bestimmten Geldsumme lauten und in
denen sich der Schuldner der sofortigen
Zwangsvollstreckung unterwirft, sofern die
Unterschrift des Schuldners durch eine
Behörde oder durch einen öffentlichen Notar
beglaubigt worden ist;

b) die im Rahmen eines Strafverfahrens von
einer Strafverfolgungsbehörde erlassenen
Aufträge (forelegg) an den Beschuldigten zur
Zahlung einer bestimmten Geldsumme als
Entschädigung an den durch die strafbare
Handlung Geschädigten, sofern sich der
Beschuldigte zu dieser Zahlung schriftlich
bereit erklärt hat.

(3) Auf die Vollstreckung sind die Artikel 12 bis
15 sinngemäß anzuwenden.

Vergleiche

Artikel 17

(1) Ein vor einem Gericht eines der Vertragsstaa-
ten geschlossener Vergleich in einer Zivilrechtssa-
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che, auf welche dieses Abkommen anwendbar ist,
wird in dem anderen Vertragsstaat vollstreckt,
wenn der Vergleich in dem Staat, wo er geschlos-
sen wurde, vollstreckbar ist, und der Vollstreckung
die öffentliche Ordnung des ersuchten Staates nicht
entgegensteht.

(2) Dasselbe gilt für die vor einer österreichi-
schen Behörde in ihrer Funktion als Jugendwohl-
fahrtsträger zwischen ihr als Vertreter des Unter-
haltsberechtigten einerseits und dem Unterhaltsver-
pflichteten andererseits geschlossenen vollstreckba-
ren Vergleiche und Vereinbarungen.

(3) Auf die Vollstreckung sind die Artikel 12 bis
15 sinngemäß anzuwenden.

V. Schlußbestimmungen

Andere Übereinkünfte; inneres Recht

Artikel 18

(1) Dieses Abkommen berührt nicht die Bestim-
mungen anderer zwischenstaatlicher Überein-
künfte, die beide Vertragsstaaten gegenseitig ver-
pflichten und die Anerkennung oder Vollstreckung
von Entscheidungen, öffentlichen Urkunden oder
Vergleichen regeln.

(2) Sollte ein Vertragsstaat Mitglied des im Rah-
men der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft
geschlossenen Übereinkommens vom 27. Septem-
ber 1968 über die gerichtliche Zuständigkeit und
die Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen in
Zivil- und Handelssachen werden, so wird er
gemäß Artikel 59 des genannten Übereinkommens
Entscheidungen der Gerichte der anderen Mit-
gliedstaaten desselben gegen Beklagte, die ihren
Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt im ande-
ren Vertragsstaat dieses Abkommens haben, nicht
anerkennen, wenn diese Entscheidungen in den
Fällen des Artikels 4 des Übereinkommens vom
27. September 1968 nur in einem der in dessen Arti-
kel 3 Absatz 2 angeführten Gerichtsstände ergehen
können.

(3) Dieses Abkommen berührt nicht die Bestim-
mungen des inneren Rechtes eines Vertragsstaates,
nach denen die Anerkennung oder Vollstreckung
von Entscheidungen, öffentlichen Urkunden oder
Vergleichen des anderen Vertragsstaates in weite-
rem Ausmaß als in diesem Abkommen vorgesehen
ist.

Zeitliche Abgrenzung

Artikel 19

Dieses Abkommen ist nur auf die nach dem Tag
seines Inkrafttretens gefällten Entscheidungen und
auf die vollstreckbaren öffentlichen Urkunden und
Vergleiche anzuwenden, die nach diesem Tag
errichtet bzw. geschlossen wurden.
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Ratifikation; Inkrafttreten

Artikel 20

Dieses Abkommen ist zu ratifizieren. Die Ratifi-
kationsurkunden sind in Oslo auszutauschen. Das
Abkommen tritt am ersten Tag des dritten Monats,
der auf den Monat folgt, in dem die Ratifikations-
urkunden ausgetauscht werden, in Kraft.

Kündigung

Artikel 21

Jeder Vertragsstaat kann dieses Abkommen
durch eine an den anderen Vertragsstaat gerichtete
schriftliche Notifikation kündigen. Die Kündigung
wird sechs Monate nach dem Tag dieser Notifika-
tion wirksam.

Zu Urkund dessen haben die beiderseitigen
Bevollmächtigten dieses Abkommen unterschrie-
ben.

Geschehen zu Wien am 21. Mai 1984 in zwei
Urschriften in deutscher und norwegischer Spra-
che, wobei beide Texte gleichermaßen authentisch
sind.

Für die Republik Österreich:
Erwin Lanc m. p.

Für das Königreich Norwegen:
Einar-Fredrik Ofstad m. p.

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Ratifikations-
urkunde wurde am 27. August 1985 ausgetauscht; das Abkommen tritt daher nach seinem Artikel 20 am
1. November 1985 in Kraft.

Sinowatz
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